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Sachgebiet 860 


Gesetzentwurf 

der Fraktion der SPD 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 


A. Problem 

Für die im Rahmen der kassenärztlichen Versorgung abgegebe- 
nen Arzneimittel sind mit dem Gesundheitsreformgesetz (GRG) 
Festbeträge eingeführt worden. Dabei war es das Ziel der Bundes- 
regierung, 80 Prozent des Marktes der auf Kassenrezept abgege- 
benen Arzneimittel durch Festbeträge abzudecken. Es steht mitt- 
lerweile fest, daß dieses Ziel bei weitem nicht erreichbar sein wird, 
das Instrument der Festbeträge zur flächendeckenden Anwen- 
dung auf dem Arzneimittelmarkt also imgeeignet ist. 


B. Lösung 

Unter der Voraussetzung einer 80-Prozent-Festbetragsquote sieht 
das Gesundheitsreformgesetz für die dann verbleibenden Markt- 
anteile ab 1. Januar 1992 eine Eigenbeteiligung von 15 Prozent, 
höchstens aber 15 DM, je Medikament vor. Da die Voraussetzung 
für die 15-Prozent-Eigenbeteiligung somit entfallen ist, kann auch 
die Eigenbeteiligung nicht erhoben werden. Der Gesetzentwurf 
verfolgt daher das Ziel, durch eine Verschiebung des Inkrafttretens 
der 15-Prozent-Eigenbeteiligungsregelung um 3 Jahre, Zeit für 
eine grundlegende gesetzliche Neuordnung des Marktes für Arz- 
neimittel zu erreichen, soweit diese auf Kassenrezept abgegeben 
werden sollen. 


C. Alternativen 

Beibehaltung der 15-Prozent-Eigenbeteiligung ab 1. Januar 
1992. 


D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen keine Kosten. Die mit der 15-Prozent- 
Eigenbeteiligung verbundene Kostenverlagerung von der Kran- 
kenversicherung auf die Versicherten entfällt. 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Fünften Buches Soziaigesetzbuch 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch vom 20. Dezem- 
ber 1988 (BGBL I S. 2477, Artikel 1), zuletzt geändert 
durch . . wird wie folgt geändert: 


Bonn, den 18. September 1991 


Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 


Begründung 


Nachdem sich die Zielsetzung des sogenannten Ge- 
sundheitsreformgesetzes, rund 80 Prozent des Arznei- 
mittelmarktes der kassenärztlichen Versorgung durch 
Festbeträge abzudecken, in der praktischen Umset- 
zung als irreal erwiesen hat, ist eine Neubewertung 
der Gesetzesregelung unabweisbar. Die Gewährlei- 
stung einer weitgehend umfassenden Versorgung der 
Versicherten mit qualitativ hochstehenden, sicheren 
und preiswürdigen Arzneimitteln ist auf diesem Wege 
nicht möghch. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
als Initiator des sogenannten Gesundheitsreformge- 
setzes für die Bundesregierung während der Beratun- 
gen mehrfach deuthch gemacht, daß er die Erhebung 
der 15-Prozent-Eigenbeteüigung für nichtfestbetrags- 
fähige Präparate nur dann für verantwortbar hält, 
wenn möglichst viele Wirkstoffe und Wirkstoffkombi- 
nationen in das festbetragsfähige Marktsegment fal- 
len und somit zuzahlungsfrei werden. 

Nach der von der Bundesregierung während der 
GRG-Beratungen selbst vorgetragenen Argumenta- 
tion ist die mit dem Scheitern des Festbetragskonzep- 
tes entstandene Situation, die zu einer Fülle von Arz- 
neimittelzuzahlungen der Versicherten in meist er- 
hebhcher Höhe führt, demnach nicht zu vertreten. 


1, In § 31 Abs. 3 Nr. 2 wird die Jahreszahl „1992" 
durch die Jahreszahl „1995" ersetzt. 

2. In § 310 Abs. 4 Satz 2 ward das Datum „31. Dezem- 
ber 1991" durch das Datum „31. Dezember 1994" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 


Da nicht zu erwarten steht, daß die Zahl der 
festbetragsfähigen Wirkstoffe — zumal in den Stu- 
fen II und III des ursprünghchen Konzeptes — 
sich noch nennenswert erhöhen wird, ist es erforder- 
lich, Zeit für eine grundlegende Neuordnung des Arz- 
neimittelmarktes der kassenärztlichen Versorgung 
auf andere Weise als durch Festbeträge zu gewan- 
nen. 

Der Gesetzentwoirf trägt diesem Ziel Rechnung, 
indem er das Inkrafttreten der 15-Prozent-Eigen- 
beteiligung um 3 Jahre verschiebt (Artikel 1, Ziffer 1). 
Diese Frist erscheint ausreichend. Zugleich wirkt sie 
als Selbstverpflichtung, die Neuordnung auch wdrk- 
lich herbeizuführen, da anderenfalls erneut die Erhe- 
bung der Eigenbeteiligung bei den Versicherten 
droht. 

Der Gesetzentwoirf bewirkt darüber hinaus, daß die 
seit 1. Juh 1991 für die ostdeutschen Bundesländer 
eingeführte Eigenbeteiligung von 1,50 DM im nicht 
festbetragsfähigen Bereich verlängert wird und nicht 
ab 1. Januar 1992 auf 3 DM erhöht ward (Artikel 1, 
Ziffer 2). Auch hier soll durch die Beibehaltung des 
derzeitigen Status quo für 3 Jahre einer Neuordnung 
nicht vorgegriffen werden. 
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